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<Commission>{PETI}Petitionsausschuss</Commission>
<Date>{29/05/2015}29.5.2015</Date>
<TitreType>MITTEILUNG AN DIE MITGLIEDER</TitreType>
Betrifft:
<TITRE>Petition Nr. 1123/2013, eingereicht von Franz Dotter, österreichischer (?) Staatsangehörigkeit, zur Nichtanerkennung der österreichischen Gebärdensprache als Erstsprache für gehörlose österreichische Staatsangehörige</TITRE>
1.
Zusammenfassung der Petition

Der Petent wendet sich gegen die Diskriminierung von österreichischen Staatsangehörigen durch das österreichische Ministerium für Unterricht, Kunst und Kultur, das in Bezug auf die Anerkennung der österreichischen Gebärdensprache als Erstsprache für Gehörlose auf juristischen Feinheiten beharre und die Gehörlosen zwinge, stattdessen die deutsche Gebärdensprache zu erlernen. Seiner Ansicht nach stelle dies auch eine Diskriminierung von Migranten dar, deren Erstsprache ihre Muttersprache sei, während Deutsch ihre zweite Sprache sei. Gleichzeitig würden Schüler benachteiligt, da die Lehrer die deutsche Gebärdensprache in die österreichische übersetzen müssten. Obwohl die österreichische Gebärdensprache in der Verfassung anerkannt sei, seien keine Durchführungsbestimmungen verabschiedet worden, was dazu führe, dass keines der zuständigen Ministerien die notwendigen Maßnahmen ergreife, um die Gleichberechtigung von gehörlosen Schülern in Österreich sicherzustellen. Dies sei eine eindeutige Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen. Der Petent fordert die Kommission und das Parlament dementsprechend auf, die Angelegenheit bei der österreichischen Regierung vorzubringen, die keine wirksamen Maßnahmen ergreife, um dieser Ungerechtigkeit abzuhelfen. Er möchte auch wissen, ob es möglich sei, auf der Grundlage des Unionsrechts ein Verfahren gegen die österreichische Regierung einzuleiten.
2.
Zulässigkeit

Für zulässig erklärt am 7. März 2014. Die Kommission wurde um Auskünfte gebeten (Artikel 216 Absatz 6 der Geschäftsordnung).
3.
Antwort der Kommission, eingegangen am 27. Juni 2014
Gemäß Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union kann die Union nur im Rahmen der ihr vertraglich übertragenen Zuständigkeiten tätig werden. Was den Bereich Bildung betrifft, ist in Artikel 165 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union niedergelegt, dass die Union zur Entwicklung einer qualitativ hoch stehenden Bildung beiträgt, indem sie die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten fördert und deren Tätigkeit unter strikter Beachtung der Verantwortung der Mitgliedstaaten für die Lehrinhalte und die Gestaltung des Bildungssystems erforderlichenfalls unterstützt und ergänzt. Da das von dem Petenten angesprochene Anliegen in den Bereich der Gestaltung des Bildungssystems fällt, kann die Europäische Kommission in dieser Angelegenheit nicht tätig werden.
In der Charta der Grundrechte der Europäischen Union ist festgelegt, dass alle Formen der Diskriminierung, einschließlich wegen der Sprache, verboten sind, und dass die Union die Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen achtet. Jedoch sind die Auswirkungen der Charta begrenzt, da sie für Diskriminierung durch die EU-Organe nur bei der Ausübung der ihr durch die Verträge übertragenen Befugnisse gilt; für die Mitgliedstaaten gilt sie ausschließlich bei der Umsetzung des Unionsrechts. Da es bei dem angesprochenen Problem nicht um die Umsetzung von Unionsrecht geht, findet die Charta keine Anwendung.
Die Europäische Kommission ermittelt im Rahmen der Europäischen Strategie zugunsten von Menschen mit Behinderungen 2010–2020
 Möglichkeiten, wie die Verwendung der Gebärdensprache im Umgang mit den EU-Behörden erleichtert werden kann, und sie fördert im Rahmen der Sprachenvielfalt in Europa und des Schutzes der Rechte von Menschen mit Behinderungen die Verwendung von Gebärdensprachen für Gehörlose. Trotzdem müssen die in der Petition vorgebrachten Anliegen auf nationaler Ebene geklärt werden. In Österreich kann auch die Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation um Unterstützung gebeten werden: http://www.oear.or.at/
Diese kann über die E-Mail-Adresse dachverband@oear.or.at oder unter der Telefonnummer +43 15131533 kontaktiert werden.
Fazit
Streitigkeiten über die Verwendung von Sprachen fallen nicht in den Bereich des Unionsrechts, sondern in den Bereich des nationalen Rechts, und die Europäische Kommission kann in dieser Angelegenheit nicht eingreifen.
4.
Antwort der Kommission (REV), eingegangen am 29. Mai 2015

Die Kommission hat die vom Petenten übermittelten ergänzenden Informationen geprüft. Er wirft die Frage der Grundrechte auf, die bereits in der ersten Antwort der Kommission beantwortet wurde. Ferner macht er geltend, dass die derzeitige Situation der Gehörlosen in Österreich eine mutmaßliche Verletzung der Artikel 2 und 26 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen darstelle sowie der Artikel 21e, 24 und 30.4 des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und von Artikel 1 und 14 der Europäischen Menschenrechtskonvention sowie von Artikel 7 der österreichischen Verfassung.
Was den mutmaßlichen Verstoß gegen die vorgenannten internationalen Rechtsinstrumente betrifft, sei darauf hingewiesen, dass die Kommission nicht befugt ist, die Einhaltung der entsprechenden Bestimmungen durchzusetzen. Für die Beilegung der Streitigkeiten, die aus ihnen entstehen, sind die nationalen Gerichte, die internationalen Organisationen, die die betroffenen Rechtsakte angenommen haben, sowie in der Folge der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte zuständig.
Abschließend sei darauf hingewiesen, dass die Kommission nicht über die Rechtmäßigkeit der Bestimmungen der österreichischen Verfassung urteilen kann Allein die Gerichte der Mitgliedstaaten sind berechtigt, sich zu derartigen Angelegenheiten zu äußern.
Fazit
Die Kommission ist der Auffassung, dass es keine Gründe gibt, von den Ausführungen in der ersten Mitteilung abzuweichen.
Die vorliegende Streitigkeit über die Verwendung von Sprachen fällt nicht in den Bereich des Unionsrechts, sondern in den Bereich des nationalen Rechts und – in Abhängigkeit von den Geschäftsordnungen der Vereinten Nationen und des Europarates – möglicherweise in den Bereich des internationalen Rechts.
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